
In letzter Zeit ha-
ben verschiedene 
Kreise, darunter 
die Avenir Suisse, 
wieder einmal – 
direkt oder indi-
rekt – den EU-Bei-
tritt der Schweiz 

gefordert. Dies, obwohl sich die EU in 
einem gewaltigen, finanziellen Schla-
massel befindet. Auch das strategische 
Ziel der Mehrheit des Bundesrates und 
zahlreicher Politiker, ist für ein EU-
Beitritt unseres Landes. Der Beweis: 
Ich reichte im Parlament eine Motion 

ein mit dem Ziel, dass das in Brüssel 
eingereichte EU-Beitrittsgesuch als 
hinfällig erklärt wird. Die Motion 
wurde abgelehnt! – Warum will die 
«hohe Politik» trotzdem in die EU, ob-
wohl die grosse Mehrheit der Bevölke-
rung dagegen ist? Die Hauptgründe 
sind: 

1. Eine «elegante» Abschaffung bzw. 
ein Wegfall der direkten Demokratie! 
Stellen Sie sich folgendes Szenario 
vor: Die Regierung beschliesst ein Ge-
schäft und das «gemeine Volk» kann 
im Nachhinein durch ein Referen-
dum oder über eine Volksabstim-
mung den Beschluss der Regierung 
über den Haufen werfen und wieder 
rückgängig machen! Das ist in seinen 
Augen sehr ärgerlich. Deshalb war 

die direkte Demokratie, welche so et-
was möglich macht, dem Bundesrat 
schon immer ein Dorn im Auge, nach 
dem Motto: Regieren wäre so schön, 
wenn nur das Volk nicht wäre... Doch 
auf dem «normalen» Weg über unsere 
demokratischen Institutionen, kann 
der Bundesrat dieses schwer erkämpf-
te und weltweit einmalige Privileg – 
um das uns alle Länder beneiden – 
nicht abschaffen. Die Schweizerin-
nen und Schweizer würden einer 
derartigen Initiative niemals zustim-
men. Und das weiss der Bundesrat! 
Doch bei einem EU-Beitritt würde 
diese direkte Demokratie zum gröss-
ten Teil wegfallen und die Regierung 
wäre das lästige «Anhängsel» endlich 
los! 

2. Macht. Wie schön wäre es für den 
Bundesrat, statt nur über die kleine, 
«stachelige» Schweiz einmal im Rah-
men der EU-Präsidentschaft für ein 
halbes Jahr über 28 Länder zu regie-
ren und im Mittelpunkt zu stehen! Ein 
Bundesrat könnte sogar das mit einer 
unglaublichen Machtfülle ausgestat-
tete Amt eines «EU-Kommissars» be-
kleiden – oder eines EU-Abgeordne-
ten. Als Österreich 1995 der EU beitrat, 
setzte noch in der Wahlnacht das Ge-
rangel und Gezänke ein über die Fra-
ge: Wer kann und wer darf als Abge-
ordneter nach Brüssel? Selbstver-
ständlich wollten alle Parlamentarier 
ein Ticket lösen für dieses «Schlaraf-
fenland der Politiker», und das wäre 
bei einem EU-Beitritt der Schweiz 
nicht anders! Auch das Karussell der 
Eitelkeiten dreht sich in Brüssel we-

sentlich schneller als in Bern oder 
Wien... 

3. Löhne und Privilegien. Nicht nur 
die Faszination «Macht» lockt, son-
dern auch das «grosse Geld»! Was Löh-
ne, Pensionen und Privilegien ihrer 
Abgeordneten, Kommissäre und Be-
amten betrifft, ist die EU nämlich 
weltweit einsame Spitze. EU-Kom-
missäre verdienen z. B. mehr als viele 
Staatspräsidenten und erhalten noch 
drei Jahre nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Amt 40 bis 65 Prozent ihres 
Bruttogehalts, egal ob sie einen neuen 
Job haben oder nicht! Wo gibt es so et-
was ausserhalb der EU? Die Zahlen 
lesen sich wie aus einem Märchen-
buch: Fast 15 000 Euro Monatsein-
kommen für Abgeordnete, dazu über 
19 000 Euro pro Monat für die Anstel-
lung einer Sekretärin oder eines Assis-
tenten, 20 279 Euro Gehalt für EU-
Kommissäre, 17 115 Euro Gehalt und 
10 400 Euro Pension pro Monat für 
Spitzenbeamte (Total ca. 50 000 Be-
amte!) 4202 Euro pro Monat «Allge-
meine Kostenvergütung» usw. Dazu 
unglaubliche Steuerprivilegien, Zula-
gen und Luxusentschädigungen (z. B. 
bei einem Wohnungswechsel), «Lu-
xuskrankenversicherung», Luxusli-
mousinen mit Chauffeur und gross-
zügige Spesenvergütungen. Kommis-
sionspräsident J. M. Barroso legte z. B. 
für das Jahr 2009 seine «Spesenrech-
nung» vor: 730 230 Euro, und Frau 
Ferrero-Waldner: 434 257 Euro – Fra-
ge: Wer möchte hier, wo noch «Milch 
und Honig» fliesst, nicht mit dabei 
sein? Ist es ein Wunder, dass der Bun-

desrat, hohe Beamte und Politiker 
ebenfalls an diesem schmackhaften 
Kuchen teilhaben möchten? 

Manipulation, Betrug, schwarze Kas-
sen beim EU-Statistikamt Eurostat, un-
glaubliche Skandale mit Steuergeldern, 
und Spesen-Missbräuche finden sich 
fast täglich in der medialen Berichter-
stattung. Und warum wurden bis heute 
weder Eröffnungsbilanzen noch 
Schlussbilanzen bei der Gründung oder 
bei einer Erweiterung der EU erstellt?

Die EU hat sich im Laufe der Zeit zum 
Nachteil der Bürger gewandelt: Von der 
ursprünglichen, guten Idee einer zoll-
freien Union mit einigen wirtschaft-
lich gleich starken Partner-Staaten hin 
zu einem zentralistischen Machtimpe-
rium in Brüssel mit einer eigenen Wäh-
rung. Die wichtigen Entscheidungen 
in der EU werden von 27 Kommissären 
getroffen. Diese NICHT VOM VOLK 
GEWÄHLTEN, NICHT LEGITIMIER-
TEN VERTRETER der einzelnen Mit-
gliedstaaten, sind mit einer unheimli-
chen Macht ausgestattet. Die EU ist 
deshalb eine antidemokratische Fehl-
konstruktion und die Interessen der 
Bürger werden in keiner Weise berück-
sichtigt! Kleine Staaten haben keine 
realistische Chance, in der EU ein für 
sie wichtiges Anliegen durchzubrin-
gen. Oder haben Sie schon gehört, dass 
Kleinstaaten wie Dänemark, Luxem-
burg oder Österreich in der EU etwas 
«bewegen» konnten...? 

Ich bin nicht grundsätzlich ein EU-
Gegner, aber ich bin gegen eine EU in 

der heutigen Form. Sollte sich die EU 
tatsächlich einmal demokratisch ent-
wickeln und auf die kulturellen sowie 
sozialen Errungenschaften der Mit-
gliedstaaten und ihrer Bevölkerung 
eingehen, können wir wieder darüber 
diskutieren... 

Fazit: Der bilaterale Weg hat sich für 
die Schweiz bewährt und es gilt, die-
sen konsequent weiterzugehen. Es 
gibt keinen plausiblen Grund für ei-
nen EU-Beitritt, schon gar nicht in 
deren heutigem Zustand! Gerade wir 
würden uns sehr viele Nachteile ein-
handeln (u. a. eine Erhöhung der 
MwSt. auf gegen 20 Prozent!). Die von 
unseren Vorfahren hart erkämpfte 
und in der Welt einzigartige direkte 
Demokratie würden wir einem uner-
sättlichen Moloch, der EU, opfern! Die 
Bevölkerung würde ihre Selbstbestim-
mung zum grössten Teil verlieren und 
müsste sich dem EU-Diktat aus Brüs-
sel beugen. Denn vergessen wir nicht: 
EU-RECHT GEHT ÜBER NATIONA-
LES RECHT! 

Auch ich möchte meinen Beitrag zur 
«Erhaltung der Schweiz» in der heuti-
gen Form leisten und gründete des-
halb eine gemeinnützige Stiftung, 
welche die direkte Demokratie vertei-
digt und sich für eine unabhängige, 
neutrale und souveräne Schweiz ein-
setzt (www.yvette-estermann-stif-
tung.ch).
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